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Judikatur

VwGH: Genehmigung für Semmering-Basistunnel
aufgehoben
Der VwGH hat im Erk v 19. 12. 2013, 2011/03/0160 ua die Geneh-
migung für den Semmering-Basistunnel aufgehoben.

Zum einen erfüllte ein SV nicht die gesetzlich erforderlichen
Kriterien, zum anderen wurden Aspekte der Lärmbelästigung nicht
korrekt berücksichtigt. Hinsichtlich einer Deponie zur Ablagerung
der Baurestmassen stellt der GH fest, dass die Deponie keine Eisen-
bahnanlage sei, weshalb eine Bewilligung nach dem EisbG nicht zu
erteilen war (Anm: Für die Deponie war nach der damaligen
Rechtslage ein gesondertes abfallrechtliches Verfahren durchzu-
führen).1)

Legistik

UVP-G-Nov beschlossen
Um eine Verzögerung wichtiger Bahnprojekte zu verhindern, ha-
ben NR und BR kürzlich eine Nov zum UVP-G verabschiedet (in
§ 46 Abs 24 Z 5 wird der Ausdruck „nach § 23a“ durch „nach
den §§ 23a oder 23b“ ersetzt; vgl 111 A 25. GP NR). Beschwerden
beim BVwG gegen die Genehmigung von Hochleistungsstrecken
werden demnach künftig keine aufschiebende Wirkung mehr ha-
ben, wenn das UVP-Verfahren vor dem Jahr 2013 eingeleitet
wurde. Damit wollen die Abgeordneten eine Gleichbehandlung
von großen Straßen- und Schienenprojekten erreichen; inhaltlich
soll eine bislang nur für Bundesstraßen geltende Übergangsrege-
lung auf wichtige Bahnprojekte ausgeweitet werden.2)

Mit einer Kundmachung der beschlossenen Nov ist in Kürze zu
rechnen.

Novelle zum MinroG ante portas
Das BMWFJ hat den Entwurf einer Änderung des MinroG (samt
Erläut, einer Textgegenüberstellung sowie dem Ergebnis der Wir-
kungsfolgenabschätzung) zur Begutachtung ausgesendet. Inhaltlich
soll das G, spät aber doch, an die IE-RL angepasst werden (ME 2
25. GP NR).3)

Sonstiges

Förderung von CO2-Speicherung –

neue Kommissionsinitiative
Vor Kurzem hat die EK eine neuerliche Initiative rund um das
Thema CCS (CO2-Speicherung) gestartet und eine Mitteilung
(KOM [2013] 180) veröffentlicht, in der sie für die Notwendigkeit
und Sinnhaftigkeit der gezielten Förderung von CCS plädiert. IdZ
stellt die EK verschiedene Optionen zur Diskussion, durch die
das bestehende CCS-Regime effektuiert werden sollen: Einerseits
Subventionen für CCS-Investoren, CO2-Emissionsstandards oder
andererseits ein verpflichtendes CCS-Zertifikatesystem für Emissi-
onsquellen wie Kraftwerke und Industrieanlagen.4)

Erneuerbare Energien: Vertragsverletzungsverfahren
gegen Österreich
Zur Rs C-663/13 ist nunmehr vor dem EuGH ein Vertragsver-
letzungsverfahren gegen Österreich anhängig (die Klage der EK
wurde am 13. 12. 2013 anhängig gemacht).

Die EK beantragt festzustellen, dass Österreich dadurch gegen
seine Verpflichtungen aus Art 27 Abs 1 RL 2009/28/EG verstoßen
hat, dass es mehrere Art der RL nicht korrekt umgesetzt hat. Ferner
beantragt die EK, Österreich wegen des Verstoßes gegen die Ver-
pflichtung zur Mitteilung von Umsetzungsmaßnahmen zur Zah-
lung eines Zwangsgelds iHv E 40.512,–/Tag ab dem Tag des U
des GH, das eine Verletzung der Verpflichtungen festgestellt hat,
aufzuerlegen. Die Umsetzungsfrist der RL ist am 5. 12. 2010 abge-
laufen.5)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Pe-
ter Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at, einen Web-
blog, der Entwicklungen und Erkenntnisse tages-
aktuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen

lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Pra-
xis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum
Umweltrecht.

1) Umweltrechtsblog.at v 10. 2. 2014 (Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 28. 2. 2014 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 6. 2. 2014 (Raschauer).

4) Umweltrechtsblog.at v 10. 2. 2014 (Raschauer).
5) Umweltrechtsblog.at v 22. 1. 2014 (Raschauer).
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